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4 Kommentar „Das Recht der betrieblichen
Altersversorgung“ 



Anpassungsprüfung nach § 1 I 3 BetrAVG zu. Es
liegt dann kein Fall der in § 1 I 3 BetrAVG ge-
regelten Einstandspflicht vor.

3 EuGH - Entscheidung vom 
09.09.2020: Insolvenzsiche-
rungsschutz von Betriebsren-
ten bei Betriebsübergang

1. Die RL 2001/23/EG des Rates vom
12.3.2001 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung
von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Über-
gang von Unternehmen, Betrieben oder Unter-
nehmens- oder Betriebsteilen ist, insbesondere
unter Berücksichtigung ihres Art. 3 I und IV
sowie ihres Art. 5 II Buchst. a, dahin auszule-
gen, dass sie beim Übergang eines von einem
Insolvenzverfahren betroffenen Betriebs, der
von dessen Insolvenzverwalter durchgeführt
wurde, einer nationalen Regelung in ihrer Aus-
legung durch die nationale Rechtsprechung,
wonach der Erwerber nicht für Anwartschaften
eines Arbeitnehmers auf eine Altersrente aus
einer betrieblichen Zusatzversorgungseinrich-
tung, die auf Beschäftigungszeiten vor der Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens beruhen, haf-
tet, wenn der Versorgungsfall nach Eröffnung
des Insolvenzverfahrens eintritt, nicht entge-
gensteht, sofern hinsichtlich des Teils des Be-
trags, für den der Erwerber nicht haftet, die zum
Schutz der Interessen der Arbeitnehmer getrof-
fenen Maßnahmen ein Schutzniveau bieten,
das dem von Art. 8 der RL 2008/94/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom
22.10.2008 über den Schutz der Arbeitnehmer
bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers ge-
forderten zumindest gleichwertig ist.

2. Art. 3 IV Buchst. b der RL 2001/23/EG in Ver-
bindung mit Art. 8 der RL 2008/94/EG ist dahin
auszulegen, dass er einer nationalen Regelung
in ihrer Auslegung durch die nationale Recht-
sprechung entgegensteht, die bei Eintritt des
Versorgungsfalls für Rechte auf Leistungen bei
Alter aus einer betrieblichen Zusatzversor-
gungseinrichtung nach Eröffnung des Insol-
venzverfahrens, während dessen der Betrieb
übergegangen ist, und hinsichtlich des Teils der
Leistungen, der nicht vom Erwerber zu tragen
ist, vorsieht, dass zum einen der nach nationa-
lem Recht bestimmte Träger der Insolvenzsi-
cherung nicht eintreten muss, wenn die An-
wartschaften auf Leistungen bei Alter zum Zeit-
punkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens
noch nicht unverfallbar waren, und dass zum
anderen der Betrag des Teils der Leistungen, für
den der Träger der Insolvenzsicherung haftet,
auf der Grundlage der monatlichen Bruttover-

gütung des betreffenden Arbeitnehmers zum
Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens berechnet wird, wenn sich daraus ergibt,
dass den Arbeitnehmern der durch diese Be-
stimmung gewährte Mindestschutz verwehrt
wird, was das vorlegende Gericht zu prüfen hat.

3. Art. 8 der RL 2008/94/EG kann, soweit er
einen Mindestschutz der erworbenen Rechte
oder Anwartschaftsrechte der Arbeitnehmer auf
Leistungen bei Alter vorsieht, unmittelbare Wir-
kung entfalten, so dass er gegenüber einer pri-
vatrechtlich organisierten Einrichtung, die vom
betreffenden Mitgliedstaat als Träger der Ar-
beitgeberinsolvenzsicherung im Bereich der be-
trieblichen Altersversorgung bestimmt worden
ist, geltend gemacht werden kann, sofern zum
einen diese Einrichtung in Anbetracht der Auf-
gabe der Sicherung, mit der sie betraut ist, und
der Bedingungen, unter denen sie sie erfüllt,
dem Staat gleichgestellt werden kann und zum
anderen sich diese Aufgabe tatsächlich auf die
Arten von Leistungen bei Alter erstreckt, für die
der in Art. 8 dieser Richtlinie vorgesehene Min-
destschutz verlangt wird, was vom vorlegenden
Gericht festzustellen ist (EuGH vom 09.09.2020
- C-674/18, C-675/18 -, BeckRS 2020, 22110).

4 BAG-Entscheidung vom 
17.06.2020: Verfassungs-
mäßigkeit des SokaSiG2 – 
Streitgegenstand einer 
Beitragsklage

Zu seinem Urteil vom 17.06.2020 zu Fragen der
Verfassungsmäßigkeit des SokaSiG2 fasste das
BAG folgende urteilsbegründende Orientie-
rungssätze (BAG vom 17.06.2020 - 10 AZR
322/18 -, BeckRS 2020, 26576):

Eine Klage auf Beiträge zu der Sozialkasse des
Gerüstbaugewerbes für gewerbliche Arbeit-
nehmer ist regelmäßig hinreichend bestimmt im
Sinne von § 253 II Nr. 2 ZPO, wenn die Sozial-
kasse darlegt, von welchem Arbeitgeber sie für
welche Monate Beiträge in welcher Höhe be-
gehrt. Die Kasse ist gehalten, die Beitragsklage
nach Kalendermonaten aufzuschlüsseln.

Der Streitgegenstand einer Beitragsklage der
Sozialkasse des Gerüstbaugewerbes für Ange-
stellte ist hinreichend bestimmt, wenn die Sozi-
alkasse darlegt, von welchem Arbeitgeber sie
für welche Zahl von Angestellten für welcheKa-
lendermonate Beiträge in welcher Höhe be-
gehrt.

Rechtsprechung

1 BAG-Entscheidung vom
18.02.2020: Unangemessene 
Vertragsgestaltung bei 
Hinterbliebenenversorgung

Durch die Rechtsprechung des Senats, vom
21.2.2017 (3 AZR 297/15, BAGE 158, 154 =
NZA 2017, 723 Rn. 32 ff.), ist geklärt, dass eine
in Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthal-
tene Beschränkung der Witwenrente auf die Per-
son, die im Zeitpunkt der Zusage einer Hinter-
bliebenenversorgung mit der Person des Versor-
gungsempfängers verheiratet war, Letzteren
unzulässig benachteiligt (§ 307 I 1 BGB). Diese
Entscheidung gilt gleichermaßen für den Fall,
dass die Hinterbliebenenrente auf eine in der Ver-
sorgungszusage namentlich benannte Person be-
schränkt wird (BAG vom 18.02.2020 - 3 AZN
954/19 -, BeckRS 2020, 4042).

2 BAG-Entscheidung vom 
03.06.2020: Verpflichtung zur 
Anpassung der Betriebsrente

Zu seinem Urteil vom 03.06.2020 zu Fragen der
Verpflichtung zur Anpassung der Betriebsrente
fasste das BAG folgende urteilsbegründende
Orientierungssätze (BAG vom 03.06.2020 - 3
AZR 166/19 -, BeckRS 2020, 18599):

In einem Empfangsbereich eines gemeinsamen
Gerichtsgebäudes verschiedener Gerichte kann
ein Berufungsbegründungsschriftsatz nur dann
fristwahrend eingereicht werden, wenn der
Empfangsbereich als gemeinsame Postannah-
mestelle fungiert und somit auch dem Beru-
fungsgericht organisatorisch zugeordnet ist.

Bestehende Rechte auf laufende Betriebsrente
genießen Eigentumsschutz nach Art. 14 GG. Be-
triebsrentner, deren betriebliche Altersversor-
gung der Arbeitgeber über eine Pensionskasse
durchführt und denen als Versicherte dort Über-
schussanteile zustehen, sind deshalb ebenso
berechtigt, eine ordnungsgemäße Berechnung
der Überschussanteile gegenüber der Pensions-
kasse geltend zu machen, wie Versicherungs-
nehmer, die sich selbst versichert haben.

Ist der Arbeitgeber von seiner Anpassungsprü-
fungs- und -entscheidungspflicht nach § 16 I
BetrAVG befreit, weil die Voraussetzungen von
§ 16 III Nr. 2 BetrAVG vorliegen, und unterbleibt
die Anpassung einer Pensionskassenrente man-
gels zu verteilender Überschussanteile, so steht
dem Versorgungsempfänger kein Anspruch auf
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ung zugunsten solcher Umsätze fallen können
(EuGH vom 08.10.2020 - C-235/19, -, BeckRS
2020, 25714).

Rechtsanwendung

1 Neues BMF-Schreiben vom
13.11.2020: Vorsorgeaufwen-
dungen, Aufteilung eines 
einheit lichen Sozialversiche-
rungsbeitrags (Global-
beitrag); Anpassung der Auf-
teilungsmaßstäbe für den 
Veranlagungszeitraum 2021

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörte-
rungen mit den obersten Finanzbehörden der
Länder sind zur Ermittlung der steuerlich be-
rücksichtigungsfähigen Vorsorgeaufwendungen
die vom Steuerpflichtigen geleisteten einheitli-
chen Sozialversicherungsbeiträge (Globalbei-
träge) staatenbezogen wie folgt aufzuteilen:

Das genannte BMF-Schreiben ist abrufbar unter

www.kenston-pension.de/index.php/rechtsser-
vice/bmf-schreiben. Zur Klärung Ihrer diesbe-
züglichen Fragestellungen steht Ihnen die Ken-
ston Pension GmbH sehr gerne zur Verfügung.

2 Neues BMF-Schreiben vom
19.11.2020: Sonderaus-
gabenabzug für Altersvorsor-
geauf wendungen bei steuer-
freiem Arbeitslohn aus der 
Schweiz; Rechtswidrigkeit 
des Abzugsverbotes nach 
§ 10 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 EStG

Gemäß § 10 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 Hs. 1 EStG kommt
ein Sonderausgabenabzug für Beiträge nach §
10 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 3a EStG nur in Betracht,
wenn diese nicht in „unmittelbarem wirtschaft-
lichen Zusammenhang“ mit steuerfreien Ein-
nahmen stehen.

Mit Urteil v. 5.11.2019 – X R 23/17 (DStR 2020,
774) hat der BFH entschieden, dass das in § 10
Abs. 2 S. 1 Nr. 1 Hs. 1 EStG geregelte Sonder-
ausgabenabzugsverbot für Altersvorsorgeauf-
wendungen gegen die durch das Freizügigkeits-
abkommen (FZA) mit der Schweizerischen Eid-
genossenschaft gewährleisteten Grundsätze der
Arbeitnehmerfreizügigkeit und Gleichbehand-

Es ist grundsätzlich nicht erforderlich, dass die
Sozialkasse des Gerüstbaugewerbes die Ar-
beitnehmer, für die sie Beiträge erstrebt, na-
mentlich benennt oder in anderer Weise indivi-
dualisiert, um den Streitgegenstand zu bestim-
men.

Die Geltungserstreckung des VTV-Gerüstbau
auf nicht originär tarifgebundene Arbeitgeber
durch § 15 I in Verbindung mit Anlage 46 So-
kaSiG2 begegnet keinen durchgreifenden ver-
fassungsrechtlichen Bedenke.

§ 15 I SokaSiG2 verletzt insbesondere nicht das
durch Art. 2 I in Verbindung mit Art. 20 III GG
geschützte Vertrauen tariffreier Arbeitgeber,
von rückwirkenden Gesetzen nicht in unzuläs-
siger Weise belastet zu werden.

5 FG Baden-Württemberg -
Entscheidung vom 
16.12.2019: Pensions-
rückstellung – Umwandlung 
einer Kapitalgesellschaft in 
eine Personengesellschaft

Eine Rückstellung, die eine Kapitalgesellschaft
aufgrund einer Pensionszusage zugunsten
eines bei ihr angestellten Gesellschafters pas-
siviert hat, ist nach einem Formwechsel in eine
GbR mit dem Teilwert in die Übernahmebilanz
der GbR zu übernehmen, wenn die Vorausset-
zungen des § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 UmwStG er-
füllt sind (FG Baden-Württemberg vom
16.12.2019 - 8 K 892/16 -, BeckRS 2019,
43156).

6 EuGH - Entscheidung vom
08.10.2020: Dienst-
leistungen im Bereich der 
Vermögensverwaltung für 
ein betriebliches Altersver-
sorgungssystem unter Aus-
schluss jeder Risikoüber-
nahme sind keine 
Versicherungsumsätze

Art. 135 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie
2006/112/EG des Rates v. 28.11.2006 über das
gemeinsame Mehrwertsteuersystem ist dahin
auszulegen, dass Dienstleistungen im Bereich
der Vermögensverwaltung für ein betriebliches
Altersversorgungssystem unter Ausschluss jeder
Risikoübernahme nicht als „Versicherungsum-
sätze“ iS dieser Bestimmung angesehen werden
können und folglich nicht unter die in dieser Be-
stimmung vorgesehene Mehrwertsteuerbefrei-

lung verstößt (Art. 1 Buchst. a, Art. 2, 4, 7 Buchst.
a FZA iVm Art. 9 Abs. 1 und 2 des Anhangs I
FZA). Die mit dem Gesetz zur Vermeidung von
Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren
im Internet und zur Änderung weiterer steuerli-
cher Vorschriften v. 11.12.2018 (BGBl. I 2018,
2338) in § 10 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 Hs. 2 EStG einge-
fügte Rückausnahme vom Abzugsverbot ist
damit zwar nicht vom Wortlaut, aufgrund des An-
wendungsvorrangs des Unionsrechts jedoch im
Wege normerhaltender Extension auch für Fälle
einer nichtselbständigen Tätigkeit in der Schweiz
anzuwenden.

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörte-
rungen mit den obersten Finanzbehörden der
Länder und im Vorgriff auf eine gesetzliche An-
passung des Sonderausgabenabzugsverbotes
von Vorsorgeaufwendungen nach § 10 Abs. 2 S.
1 Nr. 1 EStG gilt das Folgende:

Entgegen § 10 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 Hs. 1 EStG sind
Vorsorgeaufwendungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 2,
3 und 3a EStG als Sonderausgaben zu berück-
sichtigen, soweit

•sie in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum oder in der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft erzielten Einnahmen aus nichtselbständi-
ger Tätigkeit stehen,

•diese Einnahmen nach einem Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung im Inland
steuerfrei sind und

•der Beschäftigungsstaat keinerlei steuerliche
Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen im
Rahmen der Besteuerung dieser Einnahmen zu-
lässt.

Die vorstehenden Regelungen sind in allen noch
offenen Fällen anzuwenden.

Das genannte BMF-Schreiben ist abrufbar unter

www.kenston-pension.de/index.php/rechtsser-
vice/bmf-schreiben. Zur Klärung Ihrer diesbe-
züglichen Fragestellungen steht Ihnen die Ken-
ston Pension GmbH sehr gerne zur Verfügung.
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3 Pensionssicherungsverein
(PSVaG) setzt Beitragssatz 
fest

Der Pensions-Sicherungs-Verein Versicherungs-
verein auf Gegenseitigkeit (PSVaG), Köln, 

der im Fall der Insolvenz des Arbeitgebers die Be-
triebsrenten weiter zahlt, hat für das Jahr
2020einen Beitragssatz von 4,2 Promille (Vor-
jahr 3,1 Promille) festgesetzt. 

Der Beitragssatz wird auf die von den Arbeitge-
bern bis 30. September 2020 gemeldete Bei-
tragsbemessungsgrundlage bezogen. Basis die-
ses Wertes sind im Wesentlichen die Rückstel-
lungen für Betriebsrenten in den Bilanzen der
Mitgliedsunternehmen und die Zusagen bei si-
cherungspflichtigen Versorgungseinrichtungen,
die sich auf zusammen auf rd. 353 Mrd. € be-
laufen. Aufgrund des Beitragssatzes von 4,2 Pro-
mille müssen die Mitgliedsunternehmen in die-
sem Jahr somit rd. 1.483 Mio. € zahlen (im Vor-
jahr 1.079 Mio. €).Im Juli dieses Jahres hatte der
PSVaG mitgeteilt, dass sich unter dem Eindruck
der CoronaPandemie ein Beitragssatz von 4 bis
5 Promille abzeichne. In den letzten Monaten hat
sich der Schadenverlauf günstiger entwickelt als
im Mittel dieser Prognose angenommen. Daher
konnte der Beitragssatz im unteren Bereich der
Prognose festgesetzt werden

(Quelle: Pressemitteilung vom 06.11.2020)
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4 Neuer Standardkommentar
zur betrieblichen Altersver-
sorgung –
Gesamtdarstellung zu allen
Bereichen der bAV
Uckermann / Fuhrmanns / 
Ostermayer / Doetsch

Das Recht der betrieblichen
Altersversorgung

Zivil-, Arbeits-, Steuer-, Bilanz- und Sozi-
alversicherungsrecht – Kommentar.
Buch. In Leinen C.H.BECK 
ISBN 978-3-406-63193-1
Erschienen November 2013

Zum Werk
Die betriebliche Altersversorgung als zweite
Säule der Alterssicherung hat in den vergange-
nen Jahren eine deutliche Stärkung erfahren.
Die Zahl der versorgungsberechtigten Arbeit-
nehmer hat sich weiter erhöht, die Zahl der An-
gebote hat sich deutlich vermehrt und die Be-
urteilung aller einschlägigen Rechtsfragen ist
immer komplexer geworden. Im Zusammenspiel
von Zivil-, Arbeits-, Steuer-, Bilanz- und Sozial-
versicherungsrecht it die Haftungsgefahr stän-
dig gewachsen. Hier gibt das Werk Orientierung
und Antwort auf alle Fragen.

Neben der Kommentierung des BetrAVG, die
den Schwerpunkt des Werkes bildet, werden in
systematischen Darstellungen die Durchfüh-
rungswege der bAV sowie die Geschäftsführer-
und Vorstandsversorgung behandelt:
• Kommentierung des BetrAVG
• Kommentierung zu Spezialbereichen der bAV

(z.B. Gleichbehandlungsverpflichtung, Versor-
gungsausgleich, Betriebsübergang, Insol-
venzschutz)

• Behandlung der Durchführungswege (Direkt-
zusage, Unterstützungskassenzusage, Direkt-
versicherungszusage, Pensionskassenzusage,
Pensionsfondszusage, Versorgungsanwart-
schaften, Finanzierung und bilanzielle Ausla-
gerung von Pensionsverpflichtungen)

• Geschäftsführer- und Vorstandsversorgung

Vorteile auf einen Blick
• Gesamtdarstellung zu allen Bereichen der
• betriebliche Altersversorgung
• mit Geschäftsführer und Vorstandsversor-

gung
• Praxiskommentar

Zu den Autoren
Herausgeber und Autoren sind langjährig er-
fahrene Praktiker aus Anwaltschaft, Versiche-
rungswirtschaft und Rentenberatung.
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Zielgruppe
Für in der bAV beratende Anwälte, Rentenbe-
rater, Versicherungsunternehmen, Arbeitgeber-
verbände und Gewerkschaften, Unternehmen
mit Versorgungseinrichtungen, Personalräte, Be-
triebsräte.

Herausgegeben von
Sebastian Uckermann, Rentenberater,
Dr. Achim Fuhrmanns, Rechtsanwalt, 
Franz Ostermayer, Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater und
Dr. Peter A. Doetsch, Rechtsanwalt und 
Mediator.

Bearbeitet von
Sebastian Uckermann, Rentenberater;
Dr. Achim Fuhrmanns, Rechtsanwalt;
Franz Ostermayer, Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater; Dr. Peter A. Doetsch, Rechts-
anwalt und Mediator; Björn Heilck, Rechts-
anwalt; Dr. Ingeborg Axler, Rechtsanwältin;
Christian Braun, Rechtsanwalt; Dr. Dirk
Classen, Rechtsanwalt; Frauke Classen,
Rechtsanwältin; Udo Eversloh, Rechts-
anwalt; Jochen Grünhagen, Rechtsanwalt;
Eva Susanne Hübner, Rechtsanwältin; 
Dr. Marco Keßler, Dipl.-Kaufmann; Detlef
Lülsdorf, Rentenberater;  Dr. Jochen
Sievers, Vorsitzender Richter am Landes-
arbeitsgericht; Dr. Stefan Simon, Rechts-
anwalt; PD Dr. Wolfram Türschmann 
Rentenberater; Gudrun Wagner-Jung, 
Dipl.-Finw.; Ralf Weißenfels, Dipl.-Betriebs-
wirt; Andreas Jakob, Rentenberater.
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Mit freundlicher Unterstützung:

Kenston Pension GmbH 
Im Zollhafen 18
50678 Köln
Tel. +49 (0) 221 99 2222 3 - 0 
Fax +49 (0) 221 99 2222 3 - 50

info@kenston-pension.de 
www.kenston-pension.de
www.kenston-akademie.de

Kenston Pension

Zum Herausgeber des Newsletters:

Die Kenston Pension GmbH fungiert, in ihrer Funktion als gerichtlich zugelassene Rentenberatungskanzlei für die betriebliche Altersversorgung, 
als Rechts- und  Spezialdienstleister, der sich  ausschließlich auf die Themengebiete der  betrieblichen  Altersversorgung und der Zeitwertkonten 
konzentriert. 

Geschäftsführer der Kenston Pension GmbH ist Herr Sebastian Uckermann.

Herr Uckermann, gerichtlich zugelassener Rentenberater für die betriebliche Altersversorgung, ist neben seiner Tätigkeit für die Kenston Pension
GmbH, Leiter der KENSTON Unternehmensgruppe, Vorsitzender des Bundesverbandes der Rechtsberater für betriebliche Altersversorgung und
Zeitwertkonten e.V.  sowie Autor zahlreicher Fachpublikationen auf dem Gebiet der betrieblichen Altersversorgung und der Zeitwertkonten. Darüber
hinaus ist Herr Uckermann Herausgeber eines Standardkommentars zur betrieblichen Altersversorgung im Beck-Verlag.

Herr Uckermann ist zudem in diesen  Themenbereichen als anerkannter Fachdozent für die rechts- und steuerberatenden  Berufe tätig.

Weitere Informationen zur Kenston  Pension GmbH erhalten Sie unter www.kenston-pension.de und www.kenston-akademie.de.

Bundesverband der Rechtsberater 
für betriebliche  Altersversorgung 
und Zeitwertkonten e.V.


